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Wirtschaft nach Plan

Apple muss nachzahlen

Ausländische Direktinvestitionen, Kreditvergabe und Zentralisation der Industrie. 

China strukturiert Volkswirtschaft neu. Von Simon Zeise

EU fordert Irland auf, 13 Milliarden Euro von dem US-Konzern einzutreiben

Am Wochenende findet der 
G-20-Gipfel in Chinas neun 
Millionen Einwohner fassen-

den Stadt Hangzhou statt. Die Metro-
pole an der Ostküste gilt als Silicon 
Valley der Volksrepublik. Der Online-
magnat Alibaba hat dort seinen Fir-
mensitz.

Beijing strukturiert die Wirtschaft 
um. Das Land will unabhängiger vom 
Ausland werden. Im vergangenen Jahr 
überstieg der chinesische Warenexport 
die Importe um 593 Milliarden US-
Dollar. Im Wirtschaftsplan »Made in 
China 2025« ist vorgesehen, Dienstlei-
stungssektoren wie z.B. Finanzen, Lo-
gistik und Bildung in Zukunft auch für 
ausländisches Kapital zu öffnen. Die 
staatliche Nachrichtenagentur Xinhua
berichtete am Montag von einem Ge-
setzesentwurf zur »bedeutenden Um-
gestaltung im Verwaltungssystem für 
ausländische Investitionen«, der dem 
Ständigen Ausschuss des Nationalen 
Volkskongresses zur Prüfung vorgelegt 
wurde. Ausländische Investoren dürfen 
sich nach den Regeln der Freihandels-
zone Shanghai künftig auch im übrigen 
Land betätigen. »Laut Bewertung der 
zuständigen Behörden haben die dies-
bezüglichen Tests in der Pilotzone für 
Freihandel gezeigt, dass die Vorausset-
zungen zur Nachahmung und Verbrei-
tung dieses Modells erfüllt sind, da in 
den vergangenen gut zwei Jahren ein 
respektabler Erfolg erzielt wurde«, er-
klärte Handelsminister Gao Hucheng.

Am Freitag veröffentlichte der in-
ternationale Währungsfonds (IWF) ei-
ne Studie über das Finanzwesen der 
Volksrepublik. Es habe sich »rapide 
von einem isolierten, von Banken do-
minierten und stark regulierten System 
in ein wachsendes, breitgefächertes 
und miteinander verbundenes System 
gewandelt«. Der IWF warnte vor »neu-
en Risiken«, die durch Wettbewerbs-
druck entstünden, der Investoren in im-
mer risikoreiche Anlagen dränge.

Bereits am vergangenen Mittwoch 
hatte die chinesische Bankenaufsicht 
bekanntgegeben, sich dem Kredit-
wesen intensiver widmen zu wollen. 
Fast die Hälfte der insgesamt mehr als 

4.000 Kreditplattformen seien »pro-
blematisch«, meldete Reuters. Eini-
ge der Firmen betrieben Schneeball-
systeme und sammelten illegal Geld 
ein. Um den Missbrauch zu bremsen, 
wurden nun Obergrenzen für Kredi-
te eingeführt. »Wir bringen den Inve-
storen bei: Kreditvergabe ist riskant, 
Investitionen müssen mit Vorsicht 
getätigt werden«, sagte der zuständi-
ge Bankenregulierer Li Junfeng. Die 
Plattformen vermitteln Kredite zwi-
schen Unternehmen und Privatleuten, 
ohne dass Banken ins Spiel kommen. 
Für viele Privatleute und kleine Fir-
men ist das die einzige Möglichkeit, 
um an ein Darlehen zu kommen, weil 
die Banken lieber Geschäfte mit den 
großen Konzernen machen. Der Sektor 
kommt ungefähr auf ein Volumen von 
93 Milliarden Dollar. Im Winter wurde 
die einst größte Plattform Ezubao ge-
schlossen, nachdem bekanntgeworden 
war, dass es sich um ein betrügerisches 
Schneeballsystem handelte.

Zudem will Beijing die Industrie 
zentralisieren. Damit die Staatskon-
zerne wieder mehr Gewinne abwerfen 
und ihre Schulden in den Griff bekom-
men, sollen sie zusammengelegt und 
umstrukturiert werden. Am vergange-
nen Dienstag hatte die Regierung eine 
der bislang größten Übernahmen im 
Staatssektor genehmigt, hatte Reuters
unter Verweis auf die staatliche Kom-
mission zur Kontrolle und Verwaltung 
von Staatsvermögen (SASAC) berich-
tet. Demnach übernimmt der führende 
Baustoffproduzent in der Volksrepu-
blik, China National Building Mate-
rials Group (CNBM), den kleineren 
Rivalen China National Materials (Si-
noma). Staatlichen Medienberichten 
zufolge sei die Anzahl der Unterneh-
men im Staatsbesitz, für die die Regu-
lierungsbehörde SASAC zuständig ist, 
in diesem Jahr bereits auf von 111 auf 
104 gesunken. Den Berichten zufolge 
soll die Zahl letztlich auf 40 fallen. 
Diese sollen dann auch wettbewerbsfä-

hig zu internationalen Großkonzernen 
sein.

Im bisherigen Jahresverlauf ging der 
Gesamtumsatz der 500 größten chi-
nesischen Unternehmen zurück, hatte 
Xinhua am Samstag gemeldet. Das 
Minus fiel mit 0,07 Prozent zwar mi-
nimal aus, es handele sich aber um die 
ersten Einbußen überhaupt, seit der 
Firmenindex Fortune 500 vor 15 Jah-
ren an den Start ging. Die Zahl der Ver-
luste schreibenden Unternehmen stieg 
von 57 vor Jahresfrist auf 72. Darun-
ter befanden sich insbesondere Stahl- 
und Kohleproduzenten, die unter dem 
Überangebot in ihren Branchen leiden. 
Diese abzubauen ist als Regierungs-
ziel im 13. Fünfjahresplan formuliert. 
Außerdem zeigt der Index eine wei-
tere Premiere: Mit einer Quote von 
mehr als 40 Prozent kamen Dienstlei-
stungsunternehmen erstmals auf einen 
größeren Umsatzanteil als Industrie-
betriebe, die etwas über 39 Prozent er-
reichten – es läuft nach Plan.

Dem Computerproduzenten 
Apple droht nach einer Ent-
scheidung der EU-Wettbe-

werbshüter eine Steuernachzahlung 
von mehr als 13 Milliarden Euro. Der 
Konzern habe in Irland unerlaubte 
Steuervergünstigungen in dieser Höhe 
erhalten, entschied die EU-Kommis-
sion. Irland müsse die rechtswidrige 
Beihilfe für die Jahre 2003 bis 2014 
nun plus Zinsen zurückfordern.

»Die Kommission gelangte bei 
ihrer Prüfung zu dem Schluss, dass 
Irland Apple unzulässige Steuerver-
günstigungen gewährt hat, weswegen 
Apple über viele Jahre erheblich weni-
ger Steuern zahlen musste als andere 
Unternehmen«, sagte Wettbewerbs-
kommissarin Margrethe Vestager am 
Dienstag in Brüssel. Die Entscheidung 
solle eine klare Botschaft senden, 
dass Staaten einzelne Unternehmen 
nicht bevorzugen dürften. Nach den 
EU-Beihilfevorschriften sind solche 

Steuervorteile unzulässig. Die Brüs-
seler Behörde hatte 2014 begonnen, 
die Steuerdeals Irlands mit dem US-
Unternehmen unter die Lupe zu neh-
men. Die Kommission argumentiert, 
infolge der Vereinbarungen mit Irland 
habe der Konzern auf die Gewinne 
der Handelstochter »Apple Sales In-
ternational« (ASI) einen effektiven 
Körperschaftsteuersatz gezahlt, der 
von einem Prozent im Jahr 2003 auf 
0,005 Prozent im Jahr 2014 gesunken 
sei. ASI ist der offizielle Verkäufer 
für die in Asien hergestellten Apple-
Geräte in Europa, Afrika, dem Nahen 
Osten und Indien.

Bei den Steuerdeals sei für zwei 
Tochterfirmen in Irland eine Metho-
de zur Berechnung der steuerpflichti-
gen Gewinne gebilligt worden, »die 
nicht der wirtschaftlichen Realität 
entsprach«, erklärte Vestager. Nahe-
zu die gesamten im Verkaufsbereich 
erwirtschafteten Gewinne seien intern 

bestimmten »Verwaltungssitzen« zu-
gewiesen worden. Die Prüfung der 
Kommission habe jedoch ergeben, 
dass diese nur auf dem Papier existier-
ten. Vestager betonte zugleich, dass 
einzelne EU-Regierungen nach Ana-
lyse der Kommissionsentscheidung 
ebenfalls Nachzahlungen von Apple 
fordern könnten, wenn sie der Mei-
nung seien, dass in ihren Ländern zu-
wenig Steuern gezahlt wurden. Solche 
Zahlungen würden dann den in Irland 
fehlenden Betrag reduzieren. Es han-
dele sich nicht um Strafen, sondern 
nur um eine reine Nachzahlung, sagte 
Vestager.

Apple will sich gegen den Steuer-
bescheid wehren. »Wir werden in Be-
rufung gehen und sind zuversichtlich, 
dass die Entscheidung gekippt wird«, 
kündigte der Konzern an. Die EU-
Kommission setze sich über Irlands 
Steuergesetze und das internationa-
le Steuersystem hinweg, kritisierte 

Apple. Das Brüsseler Vorgehen werde 
Investments und der Schaffung von 
Jobs in Europa tiefgreifend schaden.

Der Konzern lässt bereits seit Jahr-
zehnten einen erheblichen Teil des 
weltweiten Geschäfts über seine Toch-
terunternehmen in Irland laufen. Un-
ter anderem ist die interne Verteilung 
so geregelt, dass irische Apple-Firmen 
einen Teil der Entwicklungskosten 
übernehmen. Dafür bekommen sie 
Rechte an geistigem Eigentum über-
tragen, und entsprechend wird dorthin 
auch ein Teil der Gewinne abgeführt. 
Die Struktur mit den Töchtern in Ir-
land gibt es schon seit 1980.

Auch die irische Regierung wi-
dersprach dem Vorwurf. »Irland hat 
Apple keine Steuervorteile gewährt«, 
hieß es in einer Stellungnahme am 
Dienstag. Sämtliche fälligen Steuern 
seien bezahlt worden, und es habe kei-
ne unerlaubten staatlichen Beihilfen 
gegeben. (dpa/jW)

Chaotisch geht es in Chinas Ökonomie nur zu, wenn der Weltmarkt beteiligt ist (Handelsminister Gao Hucheng, 

vorne rechts, beim G-20-Ministertreffen in Shanghai, 9. Juli)
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Klage gegen KiK 

zugelassen

Dortmund. Vier Jahre nach dem 
Brand in einer pakistanischen 
Textilfabrik, der mehr als 250 
Todesopfer forderte, ist der Weg 
frei für eine Schadenersatzklage 
gegen das deutsche Textilunter-
nehmen KiK. Vier Pakistanis 
verlangen in dem Zivilverfahren 
jeweils 30.000 Euro. Die Klä-
ger werfen dem Unternehmen 
vor, für die katastrophalen 
Brandschutzvorkehrungen in 
dem Gebäude mitverantwortlich 
zu sein. Das Landgericht Dort-
mund gab am Dienstag bekannt, 
dass den Klägern Prozessko-
stenhilfe gewährt werde. KiK 
weist eine Haftung sowohl nach 
deutschem als auch pakistani-
schem Recht zurück. (dpa/jW)
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Aus dem jW-Shop

Sturm über New … 17,99

Hell’s Gate 14,90

James Lee Burke 

Sturm über New Orleans

Hurrikan Katrina tri�t New Orleans 

mit voller Wucht. In der überfluteten 

Stadt treiben Leichen umher, die 

Menschen versuchen panisch, ihr Hab 

und Gut zu retten. Dave Robicheaux 

soll die Vergewaltigung an einem 

jungen Mädchen aufklären und einen 

verschwundenen Priester finden. 

Pendragon, 576 Seiten, 17,99 €

Richard Crompton 

Hell’s Gate

Ermittler Mollel wird von Nairobi in die 

Provinz versetzt. Hier gibt es bis auf ein 

paar Touristen, die den Nationalpark 

besuchen nur wenig Abwechslung ... Bis 

eine Blumenpflückerin ermordet wird. 

Mollel argwöhnt schnell, dass eine Poli-

zistengang in den Mord verwickelt ist.

Deutscher Taschenbuchverlag, 304 Seiten, 
14,90 €
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Wirtschaft nach Plan

Apple muss nachzahlen

Ausländische Direktinvestitionen, Kreditvergabe und Zentralisation der Industrie. 
China strukturiert Volkswirtschaft neu. Von Simon Zeise

EU fordert Irland auf, 13 Milliarden Euro von dem US-Konzern einzutreiben

Am Wochenende findet der 
G-20-Gipfel in Chinas neun 
Millionen Einwohner fassen-

den Stadt Hangzhou statt. Die Metro-
pole an der Ostküste gilt als Silicon 
Valley der Volksrepublik. Der Online-
magnat Alibaba hat dort seinen Fir-
mensitz.

Beijing strukturiert die Wirtschaft 
um. Das Land will unabhängiger vom 
Ausland werden. Im vergangenen Jahr 
überstieg der chinesische Warenexport 
die Importe um 593 Milliarden US-
Dollar. Im Wirtschaftsplan »Made in 
China 2025« ist vorgesehen, Dienstlei-
stungssektoren wie z.B. Finanzen, Lo-
gistik und Bildung in Zukunft auch für 
ausländisches Kapital zu öffnen. Die 
staatliche Nachrichtenagentur Xinhua
berichtete am Montag von einem Ge-
setzesentwurf zur »bedeutenden Um-
gestaltung im Verwaltungssystem für 
ausländische Investitionen«, der dem 
Ständigen Ausschuss des Nationalen 
Volkskongresses zur Prüfung vorgelegt 
wurde. Ausländische Investoren dürfen 
sich nach den Regeln der Freihandels-
zone Shanghai künftig auch im übrigen 
Land betätigen. »Laut Bewertung der 
zuständigen Behörden haben die dies-
bezüglichen Tests in der Pilotzone für 
Freihandel gezeigt, dass die Vorausset-
zungen zur Nachahmung und Verbrei-
tung dieses Modells erfüllt sind, da in 
den vergangenen gut zwei Jahren ein 
respektabler Erfolg erzielt wurde«, er-
klärte Handelsminister Gao Hucheng.

Am Freitag veröffentlichte der in-
ternationale Währungsfonds (IWF) ei-
ne Studie über das Finanzwesen der 
Volksrepublik. Es habe sich »rapide 
von einem isolierten, von Banken do-
minierten und stark regulierten System 
in ein wachsendes, breitgefächertes 
und miteinander verbundenes System 
gewandelt«. Der IWF warnte vor »neu-
en Risiken«, die durch Wettbewerbs-
druck entstünden, der Investoren in im-
mer risikoreiche Anlagen dränge.

Bereits am vergangenen Mittwoch 
hatte die chinesische Bankenaufsicht 
bekanntgegeben, sich dem Kredit-
wesen intensiver widmen zu wollen. 
Fast die Hälfte der insgesamt mehr als 

4.000 Kreditplattformen seien »pro-
blematisch«, meldete Reuters. Eini-
ge der Firmen betrieben Schneeball-
systeme und sammelten illegal Geld 
ein. Um den Missbrauch zu bremsen, 
wurden nun Obergrenzen für Kredi-
te eingeführt. »Wir bringen den Inve-
storen bei: Kreditvergabe ist riskant, 
Investitionen müssen mit Vorsicht 
getätigt werden«, sagte der zuständi-
ge Bankenregulierer Li Junfeng. Die 
Plattformen vermitteln Kredite zwi-
schen Unternehmen und Privatleuten, 
ohne dass Banken ins Spiel kommen. 
Für viele Privatleute und kleine Fir-
men ist das die einzige Möglichkeit, 
um an ein Darlehen zu kommen, weil 
die Banken lieber Geschäfte mit den 
großen Konzernen machen. Der Sektor 
kommt ungefähr auf ein Volumen von 
93 Milliarden Dollar. Im Winter wurde 
die einst größte Plattform Ezubao ge-
schlossen, nachdem bekanntgeworden 
war, dass es sich um ein betrügerisches 
Schneeballsystem handelte.

Zudem will Beijing die Industrie 
zentralisieren. Damit die Staatskon-
zerne wieder mehr Gewinne abwerfen 
und ihre Schulden in den Griff bekom-
men, sollen sie zusammengelegt und 
umstrukturiert werden. Am vergange-
nen Dienstag hatte die Regierung eine 
der bislang größten Übernahmen im 
Staatssektor genehmigt, hatte Reuters
unter Verweis auf die staatliche Kom-
mission zur Kontrolle und Verwaltung 
von Staatsvermögen (SASAC) berich-
tet. Demnach übernimmt der führende 
Baustoffproduzent in der Volksrepu-
blik, China National Building Mate-
rials Group (CNBM), den kleineren 
Rivalen China National Materials (Si-
noma). Staatlichen Medienberichten 
zufolge sei die Anzahl der Unterneh-
men im Staatsbesitz, für die die Regu-
lierungsbehörde SASAC zuständig ist, 
in diesem Jahr bereits auf von 111 auf 
104 gesunken. Den Berichten zufolge 
soll die Zahl letztlich auf 40 fallen. 
Diese sollen dann auch wettbewerbsfä-

hig zu internationalen Großkonzernen 
sein.

Im bisherigen Jahresverlauf ging der 
Gesamtumsatz der 500 größten chi-
nesischen Unternehmen zurück, hatte 
Xinhua am Samstag gemeldet. Das 
Minus fiel mit 0,07 Prozent zwar mi-
nimal aus, es handele sich aber um die 
ersten Einbußen überhaupt, seit der 
Firmenindex Fortune 500 vor 15 Jah-
ren an den Start ging. Die Zahl der Ver-
luste schreibenden Unternehmen stieg 
von 57 vor Jahresfrist auf 72. Darun-
ter befanden sich insbesondere Stahl- 
und Kohleproduzenten, die unter dem 
Überangebot in ihren Branchen leiden. 
Diese abzubauen ist als Regierungs-
ziel im 13. Fünfjahresplan formuliert. 
Außerdem zeigt der Index eine wei-
tere Premiere: Mit einer Quote von 
mehr als 40 Prozent kamen Dienstlei-
stungsunternehmen erstmals auf einen 
größeren Umsatzanteil als Industrie-
betriebe, die etwas über 39 Prozent er-
reichten – es läuft nach Plan.

Dem Computerproduzenten 
Apple droht nach einer Ent-
scheidung der EU-Wettbe-

werbshüter eine Steuernachzahlung 
von mehr als 13 Milliarden Euro. Der 
Konzern habe in Irland unerlaubte 
Steuervergünstigungen in dieser Höhe 
erhalten, entschied die EU-Kommis-
sion. Irland müsse die rechtswidrige 
Beihilfe für die Jahre 2003 bis 2014 
nun plus Zinsen zurückfordern.

»Die Kommission gelangte bei 
ihrer Prüfung zu dem Schluss, dass 
Irland Apple unzulässige Steuerver-
günstigungen gewährt hat, weswegen 
Apple über viele Jahre erheblich weni-
ger Steuern zahlen musste als andere 
Unternehmen«, sagte Wettbewerbs-
kommissarin Margrethe Vestager am 
Dienstag in Brüssel. Die Entscheidung 
solle eine klare Botschaft senden, 
dass Staaten einzelne Unternehmen 
nicht bevorzugen dürften. Nach den 
EU-Beihilfevorschriften sind solche 

Steuervorteile unzulässig. Die Brüs-
seler Behörde hatte 2014 begonnen, 
die Steuerdeals Irlands mit dem US-
Unternehmen unter die Lupe zu neh-
men. Die Kommission argumentiert, 
infolge der Vereinbarungen mit Irland 
habe der Konzern auf die Gewinne 
der Handelstochter »Apple Sales In-
ternational« (ASI) einen effektiven 
Körperschaftsteuersatz gezahlt, der 
von einem Prozent im Jahr 2003 auf 
0,005 Prozent im Jahr 2014 gesunken 
sei. ASI ist der offizielle Verkäufer 
für die in Asien hergestellten Apple-
Geräte in Europa, Afrika, dem Nahen 
Osten und Indien.

Bei den Steuerdeals sei für zwei 
Tochterfirmen in Irland eine Metho-
de zur Berechnung der steuerpflichti-
gen Gewinne gebilligt worden, »die 
nicht der wirtschaftlichen Realität 
entsprach«, erklärte Vestager. Nahe-
zu die gesamten im Verkaufsbereich 
erwirtschafteten Gewinne seien intern 

bestimmten »Verwaltungssitzen« zu-
gewiesen worden. Die Prüfung der 
Kommission habe jedoch ergeben, 
dass diese nur auf dem Papier existier-
ten. Vestager betonte zugleich, dass 
einzelne EU-Regierungen nach Ana-
lyse der Kommissionsentscheidung 
ebenfalls Nachzahlungen von Apple 
fordern könnten, wenn sie der Mei-
nung seien, dass in ihren Ländern zu-
wenig Steuern gezahlt wurden. Solche 
Zahlungen würden dann den in Irland 
fehlenden Betrag reduzieren. Es han-
dele sich nicht um Strafen, sondern 
nur um eine reine Nachzahlung, sagte 
Vestager.

Apple will sich gegen den Steuer-
bescheid wehren. »Wir werden in Be-
rufung gehen und sind zuversichtlich, 
dass die Entscheidung gekippt wird«, 
kündigte der Konzern an. Die EU-
Kommission setze sich über Irlands 
Steuergesetze und das internationa-
le Steuersystem hinweg, kritisierte 

Apple. Das Brüsseler Vorgehen werde 
Investments und der Schaffung von 
Jobs in Europa tiefgreifend schaden.

Der Konzern lässt bereits seit Jahr-
zehnten einen erheblichen Teil des 
weltweiten Geschäfts über seine Toch-
terunternehmen in Irland laufen. Un-
ter anderem ist die interne Verteilung 
so geregelt, dass irische Apple-Firmen 
einen Teil der Entwicklungskosten 
übernehmen. Dafür bekommen sie 
Rechte an geistigem Eigentum über-
tragen, und entsprechend wird dorthin 
auch ein Teil der Gewinne abgeführt. 
Die Struktur mit den Töchtern in Ir-
land gibt es schon seit 1980.

Auch die irische Regierung wi-
dersprach dem Vorwurf. »Irland hat 
Apple keine Steuervorteile gewährt«, 
hieß es in einer Stellungnahme am 
Dienstag. Sämtliche fälligen Steuern 
seien bezahlt worden, und es habe kei-
ne unerlaubten staatlichen Beihilfen 
gegeben. (dpa/jW)

Chaotisch geht es in Chinas Ökonomie nur zu, wenn der Weltmarkt beteiligt ist (Handelsminister Gao Hucheng, 
vorne rechts, beim G-20-Ministertreffen in Shanghai, 9. Juli)
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Klage gegen KiK 

zugelassen

Dortmund. Vier Jahre nach dem 
Brand in einer pakistanischen 
Textilfabrik, der mehr als 250 
Todesopfer forderte, ist der Weg 
frei für eine Schadenersatzklage 
gegen das deutsche Textilunter-
nehmen KiK. Vier Pakistanis 
verlangen in dem Zivilverfahren 
jeweils 30.000 Euro. Die Klä-
ger werfen dem Unternehmen 
vor, für die katastrophalen 
Brandschutzvorkehrungen in 
dem Gebäude mitverantwortlich 
zu sein. Das Landgericht Dort-
mund gab am Dienstag bekannt, 
dass den Klägern Prozessko-
stenhilfe gewährt werde. KiK 
weist eine Haftung sowohl nach 
deutschem als auch pakistani-
schem Recht zurück. (dpa/jW)
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